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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit hat im Frühjahr 1982 der Rechtswissenschaft-
lichen Fakultät der Ruhr-Universität Bochum als Dissertation vorge-
legen. Die seither in Kraf t  getretenen Änderungen strafgesetzlicher  Be-
stimmungen der DDR konnten nur noch in den Fußnoten berücksichtigt 
werden. 

Meinem verehrten Lehrer, Herrn Professor  Dr. Knut Ipsen, danke 
ich für vielfältige Unterstützung und für das förderliche  Arbeitsklima 
an seinem Lehrstuhl. 
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Einleitung 

Der Frage nach der Vereinbarkeit der Strafgesetze der DDR mit 
rechtsstaatlichen Grundsätzen und dem ordre public der Bundesrepu-
bl ik Deutschland nachzugehen, ließe sich bereits aus der Aufforderung 
des Bundesverfassungsgerichts  rechtfertigen,  „das öffentliche  Bewußt-
sein nicht nur für die bestehenden Gemeinsamkeiten, sondern auch dafür 
wachzuhalten, welche weltanschaulichen, politischen und sozialen Un-
terschiede zwischen der . . . Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der . . . Rechtsordnung der Deutschen Demokratischen Repu-
bl ik bestehen"1. Denn die Untersuchung verspricht Aufschluß darüber, 
ob die Regelungen, die der andere deutsche Staat in einem Teilbereich 
seiner Rechtsordnung, nämlich auf dem Gebiet der Strafgesetzgebung 
getroffen  hat, mi t einem der elementaren Prinzipien der bundesdeut-
schen Verfassungsordnung — dem Rechtsstaatsprinzip — und mit we-
sentlichen Grundgedanken der in der Bundesrepublik geltenden Rechts-
ordnung harmonieren. Mi t diesem allgemeinen, rein theoretischen Er-
kenntnisinteresse braucht sich die vorliegende Schrift  indessen nicht zu 
begnügen. Sie greift  vielmehr eine Problematik aus der Rechtspraxis 
auf. In Anwendung des Gesetzes über die innerdeutsche Rechts- und 
Amtshilfe in Strafsachen vom 2. Mai 19532 haben sich Justizbehörden 
und Gerichte der Bundesrepublik mit der hier aufgeworfenen  Frage 
auseinanderzusetzen, wenn Gerichte oder Behörden der DDR um Hilfe-
leistung im Zusammenhang mi t einem Strafverfahren  ersuchen. Rechts-
hi l fe 3 ist nach § 2 Abs. 1 RHG nämlich nur dann zu leisten, wenn ihre 
Gewährung dem Zweck eines Bundesgesetzes nicht widerspricht, keine 
Bedenken gegen die Annahme bestehen, daß von der Rechtshilfe nur 
im Einklang mit rechtsstaatlichen Grundsätzen Gebrauch gemacht wird, 
und nicht anzunehmen ist, daß dem Betroffenen  aus der Gewährung 
der Rechtshilfe erhebliche Nachteile erwachsen, die im Widerspruch zu 
rechtsstaatlichen Grundsätzen stehen. Aus dieser Grundregel w i rd ab-
geleitet, daß eine Beistandsleistung zur Durchsetzung von Strafgeset-
zen, die mi t dem ordre public der Bundesrepublik oder mi t rechts-
staatlichen Grundsätzen unvereinbar sind, ausgeschlossen ist. 

1 BVerfGE 36, 1 (34). 
2 BGBl. I , S. 161; bereinigte Fassung BGBl. I I I , Nr. 312—3. Das Gesetz w i r d 

i m folgenden als Rechtshilfegesetz (abgekürzt: RHG) bezeichnet. 
3 I m folgenden w i r d für den Terminus „Rechts- und Amtshi l fe" die Kurz-

form „Rechtshilfe" verwendet. 
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Die gleichen Maßstäbe sind anzulegen, wenn sich ein in der DDR 
Verurteilter von den mi t der Bestrafung verbundenen nachteiligen 
Folgen im Geltungsbereich des Rechtshilfegesetzes befreien w i l l und 
nach § 15 RHG den Antrag stellt, die Unzulässigkeit der Vollstreckung 
des Urteils festzustellen. Diesen durch das Rechtshilfegesetz vorgege-
benen Rahmen näher zu beschreiben und den Anwendungsbereich des 
Gesetzes zu veranschaulichen, ist Gegenstand des ersten Teils der 
Untersuchung. Darüber hinaus wi rd Zweifeln an der Fortgeltung des 
Gesetzes nachgegangen. 

Bei der von den Schranken des § 2 Abs. 1 RHG her gebotenen Aus-
einandersetzungen mi t dem materiellen Strafrecht  der DDR haben sich 
Rechtspraxis und Schrifttum im wesentlichen mit der Prüfung an dem 
Kr i ter ium der Rechtsstaatlichkeit begnügt. Zum Zentralbegriff,  der sich 
verselbständigt hat, ist dabei der Terminus des schlechthin rechtsstaats-
widrigen Gesetzes geworden. Mi t den unter diesem Blickwinkel gewon-
nenen Ergebnissen befaßt sich der zweite Teil der Untersuchung zu-
nächst in einem darstellenden Abschnitt. Die sich anschließende k r i t i -
sche Würdigung macht deutlich, daß die vertretenen Lösungen vielfach 
den Anforderungen  juristischer Dogmatik nicht genügen, wei l sie sich 
eher von einem Unbehagen über die Rechtsentwicklung in der DDR als 
von dem Streben nach methodischer Stringenz leiten lassen. 

Wi l l man vermeiden, daß Erwägungen der politischen Opportunität 
solchermaßen die rechtliche Erörterung beeinflussen, so ist es geboten, 
durch Präzisierung des normativen Ausgangspunktes die Grundlage für 
rational nachvollziehbare Ergebnisse zu schaffen.  Diesem Verlangen 
nachzukommen, ist Aufgabe des dritten Teils der Arbeit, in dem die 
Beurteilungsmaßstäbe des § 2 Abs. 1 RHG — der Rechtsstaatsvorbehalt 
und der Vorbehalt des ordre public — analysiert und die aus ihnen 
abzuleitenden Anforderungen,  die an Strafgesetze zu stellen sind, er-
arbeitet werden. Die Umsetzung der hier gewonnenen Erkenntnisse 
erfolgt  im vierten Teil: Sämtliche Strafnormen des geltenden Rechts 
der DDR, also nicht nur die Tatbestände des Besonderen Teils des 
Strafgesetzbuches, sondern auch die strafrechtlichen  Neben- und Son-
dergesetze, werden auf ihre Vereinbarkeit mi t dem Rechtsstaatsprinzip 
und dem ordre public der Bundesrepublik und damit implicite auf ihre 
Rechtshilfefähigkeit  untersucht. 

Nur bezüglich dieser Fragestellung w i l l die Arbeit eine Klärung 
herbeiführen;  nicht aber verfolgt  sie das Ziel, die Rechtsordnung der 
DDR zu diskreditieren. Ihr Anliegen ist es, die durch das Rechtshilfe-
gesetz aufgeworfene  Problematik dem Widerstreit der politischen Lei-
denschaften zu entziehen und allein mit Hilfe der juristischen Methodik 
nach Lösungen zu suchen. Als Mißachtung ihrer Rechtsordnung oder 
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gar als „juristische Aggression" dürfte die Untersuchung auch seitens 
der DDR nicht mißverstanden werden. Im Gegenteil, auf dem Hinter-
grund ihrer Abgrenzungsbemühungen und ihrer These von der „höher-
entwickelten Rechtsordnung" kann die Feststellung, daß bestimmte 
DDR-Strafnormen im Widerspruch zu rechtsstaatlichen Grundsätzen 
und dem ordre public der Bundesrepublik Deutschland stehen, über-
haupt nicht als Vorwurf  empfunden werden. 


